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Herrn 
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Sehr geehrter Herr Präsident! 


Das Europäische Parlament hat in seiner Sitzung vom 7. Ok- 
tober 1969 auf der Grundlage eines Zwischenberichts seines 
Ausschusses für Energie, Forschung und Atomfragen eine 

Entschließung über die Hochschulforschung und ihre 
Bedeutung für die europäische Jugend 

angenommen und beschlossen, den Wortlaut der Entschließung 
zur Information auch den Regierungen und Parlamenten der 
Mitgliedstaaten zu übermitteln. 

Ich beehre mich daher. Ihnen anliegend einen Auszug aus dem 
Protokoll dieser Sitzung mit der Entschließung des Parlaments 
zuzuleiten. 

Gemäß Artikel 17 Ziffer 4 der Geschäftsordnung des Parlaments 
wird das Sitzungsprotokoll im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften veröffentlicht werden. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Präsident, den Ausdruck 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 


Mario Scelba 


Drude: Budidrudcerei R. Madel, 5307 Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Entschließung 

über die Hochschulforschung und ihre Bedeutung 
für die europäische Jugend 

Das Europäische Parlament, 

— im Bewußtsein der Tatsache, daß die Forschung die Voraus- 
setzung für die Entwicklung der Kenntnisse und damit für 
den industriellen Fortschritt bildet und daß die Hochschule 
aufgrund ihrer Unabhängigkeit und Freiheit ihre natur- 
gegebene Verbündete ist, 

— in dem Bewußtsein, daß für die optimale Entwicklung der 
Forschung die Hochschulen nach den Gesichtspunkten der 
größten Wirksamkeit aufgebaut sein müssen, 

— unter Hinweis auf die im Bericht des Ausschusses für For- 
schung, Energie und Atomfragen sowie in der Stellungnahme 
des Politischen Ausschusses enthaltenen Überlegungen (Dok. 
65/69); 

1. weist zunächst auf die Bedeutung hin, die der Unterricht 
an den höheren Schulen für ein gutes Gelingen der Hochschul- 
studien hat; 

2. stellt fest, daß unbedingt alle Hochschulen über Beratungs- 
stellen verfügen müssen, die in der Lage sind, die Jugendlichen 
über die von den verschiedenen Fachrichtungen gebotenen Aus- 
sichten zu unterrichten, obwohl es zweckmäßig ist, einen ersten 
allgemeinen Studiengang beizubehalten, damit die Studierenden 
später die Möglichkeit haben, sich für eine bestimmte Fach- 
richtung zu entscheiden; 

3. weist darauf hin, daß die Zahl der Hochschullehrer erhöht 
werden muß, damit sie in einem angemessenen Verhältnis zur 
Zahl der Studierenden steht, die die Möglichkeit haben müssen, 
ihre Kenntnisse vor allem durch den Dialog zu vertiefen; 

4. ist überzeugt vom Nutzen der Verwendung der von der 
modernen Technik gebotenen Mittel, wie z. B. der „Lehr- 
maschinen" oder der audio-visuellen Hilfsmittel, mit denen die 
höchste Wirksamkeit des Unterrichts erzielt wird; 

5. weist darauf hin, daß man die Hochschulen mit den finan- 
ziellen Mitteln ausstatten muß, die sie benötigen, um über ge- 
eignetes Lehr- und Verwaltungspersonal sowie über die einer 
modernen Einrichtung entsprechende Ausstattung verfügen zu 
können; 

6. betont, daß nur mittelgroße Hochschulen den Dialog zwi- 
schen Professoren und Studenten ermöglichen und gleichzeitig 
über die erforderliche Grundausstattung verfügen können; 
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7. weist mit Nachdruck darauf hin, daß sich die verschiede- 
nen europäischen Hochschulen miteinander ins Benehmen set- 
zen sollten, um diese Ausstattung anzuschaffen, da nicht jede 
einzelne Hochschule in der Lage ist, deren Kosten zu über- 
nehmen; 

8. erklärt unter völliger Achtung der Autonomie der Hoch- 
schulen, daß es angebracht wäre, eine europäische Unterrichts- 
politik einzuführen, damit auch im Hochschulbereich die Erfor- 
dernisse der europäischen Integration erfüllt werden; 

9. hält es für erforderlich, daß man den Studenten das Recht 
zugesteht, in die Verwaltung der Hochschulen Einblick zu 
nehmen und darüber mitzubestimmen; 

10. ist der Ansicht, daß durch die Aufgliederung in Abteilun- 
gen die Abschließung in Fakultäten beseitigt und die freie Ent- 
faltung der Ideen ermöglicht wird; 

11. hält es für nützlich, daß Beziehungen zwischen den Hoch- 
schulen und der Industrie oder den öffentlichen Diensten ge- 
schaffen werden, damit eine Zusammenarbeit zwischen der For- 
schung an den Hochschulen und der von anderen Stellen be- 
triebenen Forschung zustande kommt; 

12. weist darauf hin, daß die Gewährung angemessener 
Finanzmittel all denen, die es verdienen, den Zugang zur Hoch- 
schule ermöglichen muß; 

13. hält es für erforderlich, daß man besondere Kurse für 
Studenten vorsieht, die neben dem Studium eine Berufstätigkeit 
ausüben, sowie eine regelmäßige Fortbildung für diejenigen, die 
ein Abschlußdiplom besitzen und die Entwicklung auf den ver- 
schiedenen Fachgebieten weiterverfolgen möchten; 

14., hält es in diesem Zusammenhang für zweckmäßig, die 
Studiengänge so aufzubauen, daß sie zu verschiedenen ähn- 
lichen Berufen führen, damit die Studierenden beim Verlassen 
der Hochschule nicht in eine berufliche Sackgasse geraten; 

15. begrüßt es, daß kürzlich Ausschüsse gebildet wurden, die 
aus Hochschullehrern und Studierenden zusammengesetzt sind, 
und unterstützt die Anregung zur Einsetzung eines europäischen 
wissenschaftlichen Rates und zur Gründung von Fachinstituten 
für Forschung, die mit Ordinarien verschiedener Nationalität 
eng Zusammenarbeiten; 

16. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung und 
den Ausschußbericht dem Rat und der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften sowie zur Information den Regierun- 
gen und Parlamenten der Mitgliedstaaten zu übermitteln. 
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